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VORSCHLÄGE 

Der Entwicklungsausschuss ersucht den federführenden Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, 

Justiz und Inneres, folgende Vorschläge in seinen Entschließungsantrag zu übernehmen: 

1. stellt fest, dass die organisierte Kriminalität eine länderübergreifende Dimension hat und 

unterschiedliche kriminelle Aktivitäten umfasst, zu denen unter anderem Drogenhandel, 

Schleuserkriminalität, Geldwäsche und der illegale Handel mit nachgeahmten Waren, 

Schusswaffen, Wildtieren und Kulturgütern gehören; bedauert, dass mit Korruption und 

Geldwäsche 5 % des jährlichen weltweiten BIP erwirtschaftet werden und dass in den 

Entwicklungsländern Schätzungen zufolge durch illegale Finanzströme und Korruption 

ein Betrag verloren geht, der das Zehnfache des Betrags ausmacht, der diesen Ländern als 

öffentliche Entwicklungshilfe gewährt wird; fordert die EU auf, Entwicklungsländern 

oder armen Ländern im Rahmen ihrer Entwicklungsagenda bei der Priorisierung von 

Maßnahmen gegen Korruption und die organisierte Kriminalität und der Errichtung 

robuster lokaler und nationaler Systeme und Einrichtungen zur Bekämpfung von 

Korruption zu helfen, indem beispielsweise unabhängige und kompetente 

Reglementierungs-, Rechtsdurchsetzungs- und Steuerbehörden geschaffen, aber auch 

NGOs, unabhängige Medien und Parlamente unterstützt werden; betont, dass ein 

umfassender Rahmen geschaffen werden muss, mit dem vorgeschrieben wird, dass sich 

internationale und regionale Organisationen, staatliche Akteure, die Privatwirtschaft und 

die Zivilgesellschaft auf der Grundlage von Transparenz und gegenseitiger 

Rechenschaftspflicht aktiv beteiligen; 

2. weist darauf hin, dass in der Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung auf das 

Erfordernis verwiesen wird, die Korruption in allen ihren Ausprägungen zu bekämpfen, 

und dass die Staaten in ihr aufgefordert werden, illegalen Finanzströmen, Bestechung und 

Korruption ein Ende zu setzen und leistungsfähige, rechenschaftspflichtige und 

transparente Institutionen aufzubauen; weist darauf hin, dass durch illegale Finanzströme, 

die auf 1 Billion US-Dollar jährlich geschätzt werden, die Mobilisierung von inländischen 

Einnahmen für die Entwicklung erheblich behindert wird und Ressourcen aufgezehrt 

werden, die in den Entwicklungsländern investiert werden sollten; weist darauf hin, dass 

sich Korruption sowohl unmittelbar als auch mittelbar negativ auf die Verwirklichung der 

Ziele für nachhaltige Entwicklung auswirkt, da sie die Kosten von Projekten sowohl für 

die Privatwirtschaft als auch für den öffentlichen Sektor erhöht; stellt jedoch fest, dass die 

Kosten der Korruption nicht nur als wirtschaftliche Kosten betrachtet werden dürfen und 

dass sie insbesondere in den Entwicklungsländern sehr hoch sind, wodurch das Vertrauen 

der Öffentlichkeit in den Staat und in die demokratischen Einrichtungen wie zum Beispiel 

Justiz und Polizei geschwächt wird, Ungleichheiten, von denen die Ärmsten und 

Schutzbedürftigsten unverhältnismäßig stark betroffen sind, zunehmen, Gewalt und 

Unsicherheit verschärft werden und die Wirksamkeit der Entwicklungshilfe verringert 

wird; 

3. fordert die EU nachdrücklich auf, im Einklang mit dem Grundsatz der Politikkohärenz im 

Interesse der Entwicklung, der in Artikel 208 des Vertrags über die Arbeitsweise der 

Europäischen Union verankert ist, bei der Bekämpfung der Steuerhinterziehung und der 

Steuerumgehung starken politischen Willen und Entschlossenheit zu zeigen; weist darauf 

hin, dass die EU dafür verantwortlich ist, gegen Steuerbestimmungen vorzugehen, mit 
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denen internationalen Konzernen und Einzelpersonen Steuerhinterziehung erleichtert 

wird, und Drittländer dabei zu unterstützen, illegale Finanzmittel zurückzuführen und die 

Verantwortlichen strafrechtlich zu verfolgen; betont, dass Transparenz das grundlegende 

gemeinsame Merkmal aller gegen die Korruption gerichteten Strategien sein sollte und 

dass die EU vorrangig und in allen einschlägigen internationalen Foren die Bekämpfung 

von Steueroasen, des Bankgeheimnisses und der Geldwäsche, die Aufhebung überzogener 

Berufsgeheimnisse, die Erstellung öffentlich zugänglicher länderspezifischer Berichte 

durch internationale Konzerne und öffentliche Register der wirtschaftlich Berechtigten 

von Unternehmen fördern muss; fordert die EU außerdem auf, eine aktivere Rolle bei der 

Bereitstellung finanzieller und technischer Unterstützung für die Entwicklungsländer, die 

diese Ziele verwirklichen möchten, einzunehmen, wozu auch der automatische Austausch 

von Informationen über Steuerangelegenheiten und die Einhaltung neuer globaler 

Standards gehören; fordert die EU nachdrücklich auf, sämtliche Wirtschafts- und 

Handelsabkommen mit Staaten, die von mindestens einem EU-Mitgliedstaat als 

Steueroasen erachtet werden, aufzuheben; betont, dass die Auswirkungen der 

Steuersysteme der EU-Mitgliedstaaten auf die Entwicklungsländer untersucht werden 

müssen, damit wirksam gegen illegale Finanzströme vorgegangen werden kann; betont, 

dass Doppelbesteuerungsabkommen (DBA) illegalen Finanzströmen Vorschub leisten 

können; fordert die EU nachdrücklich auf, für eine gerechte Aufteilung der 

Besteuerungsrechte zu sorgen, wenn sie Steuer- und Investitionsabkommen mit 

Entwicklungsländern aushandelt; fordert die EU zu diesem Zweck auf, Steuerabkommen 

mit Entwicklungsländern auf der Grundlage des Musterabkommens des 

Sachverständigenausschusses der Vereinten Nationen für internationale Zusammenarbeit 

in Steuerfragen auszuhandeln, in dem das Quellenstaatprinzip gestärkt wird; 

4. fordert die EU auf, in allen Ländern – insbesondere in Postkonflikt- und 

Übergangsländern, in denen die staatlichen Institutionen instabil sind – die 

Konsolidierung der öffentlichen Verwaltung und die Annahme von geeigneten rechtlichen 

Regelwerken zur Korruptionsbekämpfung weiter zu unterstützen; hält es für geboten, 

regionale und spezialisierte Polizei- und Justiznetzwerke in Entwicklungsländern zu 

stärken, wobei stets darauf zu achten ist, dass angemessene Standards für den Schutz 

personenbezogener Daten und der Privatsphäre sichergestellt werden, und bewährte 

Verfahren und Wissen von Europol, Eurojust und des Europäischen Justiziellen Netzes für 

Strafsachen gemeinsam zu nutzen; hält es für geboten, die Bestimmungen und die 

Rechtsdurchsetzung zu verbessern und den Schutz von Whistleblowern zu fördern, sodass 

für Verbrechen Verantwortliche zur Rechenschaft gezogen werden können, und ist der 

Ansicht, dass sowohl in der EU als auch darüber hinaus ein angemessenes System für den 

Schutz von Whistleblowern eingerichtet werden sollte; betont insbesondere, dass für 

Bürger, die in Empfängerländern von EU-Hilfe auf Unregelmäßigkeiten bei von der EU 

finanzierten Hilfsprogrammen aufmerksam machen, ein Mechanismus bereitgestellt 

werden muss, mit dem sie unmittelbar über die Unregelmäßigkeiten berichten können; 

5. nimmt mit Sorge zur Kenntnis, dass mit den einschlägigsten internationalen 

Übereinkünften und Initiativen zur Bekämpfung von Korruption und illegalen 

Finanzströmen in der Phase ihrer Durchführung keine konkreten Ergebnisse erzielt 

werden; weist darauf hin, dass es für die wirksame Bekämpfung von Korruption und 

Finanzkriminalität von entscheidender Bedeutung ist, dass eine außenpolitische Strategie 

zur Korruptionsbekämpfung ausgearbeitet wird; fordert die EU auf, im Rahmen ihrer 

Außenpolitik die korrekte Umsetzung und Anwendung des Übereinkommens der 
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Vereinten Nationen gegen die grenzüberschreitende organisierte Kriminalität sowie aller 

anderen einschlägigen internationalen Instrumente, die auf die Bekämpfung von 

Korruption und Geldwäsche abzielen, prioritär zu fördern; 

6. fordert die Kommission auf, durch ständige Überwachung dafür zu sorgen, dass die EU-

Hilfe nicht unmittelbar oder mittelbar zur Korruption beiträgt; vertritt die Auffassung, 

dass die Hilfe stärker auf die Absorptionskapazität des Empfängerlandes und seinen 

allgemeinen Entwicklungsbedarf abgestimmt sein sollte, damit es nicht zu einer massiven 

Verschwendung von Hilfsmitteln und zu Korruption kommt; fordert die EU auf, der 

Korruption im Wege der Programmplanung und von Länderstrategiepapieren direkt 

entgegenzuwirken und die Budgethilfe an eindeutige Ziele für die 

Korruptionsbekämpfung zu knüpfen; betont, dass zu diesem Zweck tragfähige 

Mechanismen zur Überwachung ihrer Umsetzung geschaffen werden müssen; fordert die 

Kommission auf, eine robuste, ganzheitliche und umfassende Strategie zur Bewältigung 

des Korruptionsrisikos in den Entwicklungsländern auszuarbeiten, damit die 

Entwicklungshilfe nicht zur Korruption beiträgt, und die 2013 herausgegebene Strategie 

zur Betrugsbekämpfung insbesondere dann uneingeschränkt umzusetzen, wenn die EU-

Hilfe in all ihren verschiedenen Ausprägungen – wie zum Beispiel im Rahmen des EEF 

und der Treuhandfonds – eingesetzt wird und wenn Entwicklungsprojekte an Dritte 

delegiert werden; stellt mit Besorgnis fest, dass mit dem Ansatz der EU für die 

Korruptionsbekämpfung in den AKP-Staaten wenig strategische Leitlinien über die Art 

und Weise bereitgestellt werden, in der die Systeme dieser Staaten zur Abwendung und 

Eindämmung der Korruption zu stärken sind; ist der Ansicht, dass sich der Europäische 

Auswärtige Dienst und die Generaldirektion Internationale Zusammenarbeit und 

Entwicklung bei ihrem Vorgehen zur wirksamen Bekämpfung der Korruption in 

Entwicklungsländern besser abstimmen müssen; 

7. ist besorgt darüber, dass manche internationalen Konzerne in Drittländern Verbindungen 

zur organisierten Kriminalität unterhalten, in deren Rahmen gegen die Menschenrechte 

von Aktivisten, führenden gesellschaftlichen Persönlichkeiten, Gewerkschaftlern und 

Arbeitnehmern verstoßen wird; fordert die EU auf, die Aktivitäten von internationalen 

Konzernen, die mit europäischem Kapital arbeiten, zu untersuchen sowie stärker zu 

kontrollieren und zu beobachten; ist der Ansicht, dass Unternehmen nur dann für Projekte 

infrage kommen sollten, für die EU-Mittel bereitgestellt werden, wenn sie über einen 

Mechanismus zur Korruptionsbekämpfung verfügen, der unter anderem ein geeignetes 

Frühwarnsystem entlang der Lieferkette umfasst; 

8. weist darauf hin, dass die Kohärenz zwischen der Innen- und Außenpolitik der EU wichtig 

ist und dass die Bekämpfung der organisierten Kriminalität in die Strategien für 

Entwicklung und Sicherheit aufgenommen werden muss, damit die Stabilität in den 

Entwicklungsländern wiederhergestellt werden kann; 

9. betont, dass kriminelle Aktivitäten, die Hunger und Armut verursachen, nur dann 

bekämpft werden können, wenn das Recht der Menschen und der Staaten, über ihre 

eigenen Wirtschafts-, Ernährungs- und Landwirtschaftssysteme zu bestimmen, geachtet 

wird; drängt die internationale Gemeinschaft, vor dem Hintergrund der nachteiligen 

Auswirkungen auf kleine Erzeuger Finanzspekulationen mit Lebensmitteln, wie etwa 

Ankäufen zu Niedrigpreisen in weitläufigen landwirtschaftlichen Gebieten und der 

Landnahme durch große multinationale Agrarkonzerne, aktiv entgegenzutreten; 
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10. betont, dass das Weltrechtsprinzip für die Bekämpfung der organisierten Kriminalität von 

großer Bedeutung ist; lehnt die Einschränkungen dieses Prinzips durch die Mitgliedstaaten 

ab, da sie es den Richtern erheblich schwerer machen, bei Verbrechen, die außerhalb des 

Hoheitsgebiets ihres jeweiligen Mitgliedstaates begangen wurden, zu ermitteln; fordert die 

EU auf, dafür einzutreten, dass Verbrechen mit wirtschaftlichem oder finanziellem 

Hintergrund und Umweltverbrechen unter das Weltrechtsprinzip fallen; 

11. stellt fest, dass die Bewertung neuer politischer Maßnahmen zu weichen Drogen eine 

Priorität darstellt, und ist der Auffassung, dass Strategien zur 

Entkriminalisierung/Legalisierung als Möglichkeit, kriminelle Organisationen wirksam zu 

bekämpfen, in Erwägung gezogen werden sollten; fordert, dass die EU dieses Thema 

sowohl in ihre Innen- als auch in ihre Außenpolitik aufnimmt, indem sie alle 

einschlägigen Einrichtungen der EU und weltweit sowie die Institutionen aller betroffenen 

Länder in die politische Debatte miteinbezieht; 

12. stellt fest, dass die mineralgewinnende Industrie, Versorgungseinrichtungen, der Ausbau 

der Infrastruktur und die Bereiche Gesundheitsversorgung und Bildung besonders anfällig 

für Korruption sind; weist insbesondere darauf hin, dass eine nicht transparente Vergabe 

öffentlicher Aufträge und intransparente Beschaffungsketten Gelegenheiten für mit der 

Korruption verbundene illegale Finanzströme eröffnen können; ist daher der Ansicht, dass 

die Bemühungen zur Korruptionsbekämpfung auch auf eine Modernisierung der 

Beschaffungsmethoden abzielen sollten; 

13. fordert die Entwicklungsländer auf, im Rahmen ihrer Agenda zur Korruptionsbekämpfung 

die Transparenz und Rechenschaftspflicht bei Verträgen über Ressourcen, der 

Rechnungslegung und Abschlussprüfung von Unternehmen und der Einziehung und 

Verteilung von Einnahmen zu verbessern; 

14. fordert die EU auf, ressourcenreiche Länder stärker dabei zu unterstützen, die Grundsätze 

der Initiative zur Verbesserung der Transparenz in der Rohstoffindustrie (EITI) 

umzusetzen, mit denen die Transparenz und die Rechenschaftspflicht in der Erdöl- und 

Erdgasindustrie und im Bergbau verbessert werden sollen; empfiehlt nachdrücklich, dass 

ein wirksamer Rechtsrahmen geschaffen wird, mit dem die ordnungsgemäße Umsetzung 

der EITI durch die in den Lieferketten in der Erdöl- und der Erdgasindustrie und im 

Bergbau tätigen Unternehmen unterstützt wird.  
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